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1. Investitionsprämie 7% bzw 

14% ab 1.9.2020 

 

Zur Schaffung eines Anreizes für Unter-

nehmen in und nach der COVID-19 Krise 

zu investieren und so Unternehmens-

standorte und Betriebsstätten in Öster-

reich zu sichern, Arbeits- und Ausbil-

dungsplätze zu schaffen und damit auch 

zur Stärkung der internationalen Wettbe-

werbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes 

Österreich beizutragen, hat der Gesetzge-

ber die COVID-19 Investitionsprämie für 

Unternehmen beschlossen (Investitions-

prämiengesetz – InvPrG, BGBl I 88/2020). 

Der Antrag kann ab 1.9.2020 beim aws 

gestellt werden. Die COVID-19 Investiti-

onsprämie ist keine Steuerbegünstigung 

und wird deshalb auch nicht vom BMF 

gewährt.  

 

Vielmehr wird die Gewährung und Auszah-

lung dieser Prämie von der Austria Wirt-

schaftsservice GmbH (aws) im Namen 

und auf Rechnung des Bundes vorge-

nommen. Vorerst werden der aws dafür 

vom Bund eine Milliarde Euro zur Verfü-

gung gestellt. Laut Auskunft des BMDW 

werden im Bedarfsfall die Mittel von 1 Mil-

liarde Euro für die Investitionsprämie 

durch eine Gesetzesänderung aufgestockt. 

Anträge, die im Zeitraum zwischen 

1.9.2020 und 28.2.2021 eingebracht wer-

den, sind aufgrund der beihilferechtlichen 

Konstruktion als allgemeine Maßnahme 

jedenfalls zu bedienen. 

 

Die BMDW hat eine Richtlinie für die Ab-

wicklung der Investitionsprämie erlassen. 

Danach gelten für die Investitionsprämie 

folgende wesentliche Bestimmungen: 

 Gefördert werden materielle und im-

materielle aktivierungspflichtige 

Neuinvestitionen in das abnutzbare 

Anlagevermögen eines Unterneh-

mens an österreichischen Standor-

ten.  

 Erste Maßnahmen im Zusammenhang 

mit einer förderungswürdigen Investiti-

on müssen zwischen 1.8.2020 und 

28.2.2021 gesetzt werden. Erste Maß-

nahmen sind Bestellungen, Kaufverträ-

ge, Lief- 

erungen, der Beginn von Leistungen, 

Anzahlungen, Zahlungen, Rechnungen 

oder der Baubeginn. Planungsleistun-

gen, Einholung von behördlichen Ge-

nehmigungen und Finanzierungsge-

spräche zählen nicht zu den ersten 

Maßnahmen. Die Inbetriebnahme 

und Bezahlung der Investitionen hat 

bis längstens 28.02.2022 zu erfol-

gen. Wenn das Investitionsvolumen 

größer als € 20 Mio (exkl USt) ist, hat 

die Inbetriebnahme und Bezahlung bis 

längstens 28.02.2024 zu erfolgen. Die-

se Zeiträume sind nicht verlängerbar. 

 Die Förderung kann ab dem 

1.9.2020 und bis zum 28.2.2021 be-

antragt werden. 

 Förderungsfähige Unternehmen 

sind nur solche iSd § 1 UGB, die über 

einen Sitz und/oder eine Betriebsstätte 

in Österreich verfügen. Ausgenommen 

sind Unternehmen oder Gesellschaften, 

wenn gegen sie oder einen geschäfts-

führenden Gesellschafter ein Insolvenz-

verfahren anhängig ist oder die Voraus-

setzungen dafür vorliegen. Ebenso sind 

Unternehmen ausgenommen, die ge-

gen Rechtsvorschriften verstoßen, de-

ren Verletzung gerichtlich strafbar ist. 

 Förderungsfähige Investitionen 

sind Investitionen in das abnutzbare 

materielle oder immaterielle Anlage-

vermögen, die erstmalig im Unterneh-

men (bzw im Konzern) aktiviert wer-

den. 

 Das minimal förderbare Investitions-

volumen beträgt € 5.000 netto pro An-

trag, das maximal förderbare Investiti-

onsvolumen beträgt € 50 Mio netto 

pro Unternehmen (Konzern). 

 Nicht förderungsfähige Investitionen 

sind beispielsweise: PKW, LKW, Luft-

fahrzeuge und Schiffe, die mit fossilen 

Energieträgern betrieben werden (da-

von wieder ausgenommen sind Plug-In-
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Hybrid-Fahrzeuge mit Anschaffungs-

kosten bis maximal € 70.000), Anlagen 

zur Wärmeerzeugung, Gebäudekonditi-

onierung oder Warmwasserbereitung, 

sofern mit diesen Investitionen nicht 

eine substanzielle Treibhausgasredukti-

on verbunden ist, Gebäude, Grundstü-

cke, Firmenwerte etc. Die Umsatzsteu-

er zählt nur dann zu den förderungsfä-

higen Kosten, wenn sie nicht abzugsfä-

hig ist. 

 Die Förderungshöhe beträgt grund-

sätzlich 7%. Sie erhöht sich auf 

14% für die im Anhang 1 bis 3 der 

Förderrichtlinie genannten Investitio-

nen. Diese sind zB Investitionen in 

Elektro-PKW, E-Fahrräder oder auch 

normale Fahrräder, Investitionen in An-

lagen zur Herstellung von Pandemie-

ausrüstungen (wie zB Gesichtsmasken, 

Beatmungsgeräten, Schutzkleidungen 

etc), Entwicklung und Produktion 

von Medikamenten, Investitionen zur 

Verbesserung oder Schaffung von 

EDV-Infrastruktur, etc. 

 Die Antragstellung für die Investitions-

prämie ist elektronisch unter 

https://foerdermanager.aws.at ab dem 

1.9.2020 einzubringen.  

 Die Investitionsprämie stellt gem § 

124b Z 365 EStG keine Betriebsein-

nahme dar. Daher kürzt die Investiti-

onsprämie auch nicht die Basis für die 

Absetzung für Abnutzung des geförder-

ten Wirtschaftsguts. 

 

2. Fixkostenzuschuss Phase II 

 

Im September 2020 startet die zweite 

Phase des Fixkostenzuschusses. Die Richt-

linie wurde bereits auf der BMF-Homepage 

veröffentlicht, muss aber noch von der EU 

Kommission genehmigt werden. In der 

zweiten Phase können Anträge für bis 

zu maximal sechs Betrachtungszeit-

räume, die zeitlich zusammenhängen 

müssen, gestellt werden. Letzter Betrach-

tungszeitraum ist der 16.2.2021 bis 

15.3.2021. 

 

Neu ist, dass bereits ab 30% (bisher 

40%) Umsatzausfall ein Zuschuss ge-

währt wird. Der Fixkostenzuschuss ist in 

der Phase II pro Unternehmen mit maxi-

mal € 5 Mio begrenzt. Unternehmen mit 

einem Umsatz von weniger als € 

100.000 im letztveranlagten Jahr können 

einen pauschalen Zuschuss in Höhe von 

30% des Umsatzausfalles beantragen. 

Die Fixkosten können – in Abhängigkeit 

vom Umsatzausfall -  bis zu 100% (bis-

her 75%) ersetzt werden. Zusätzlich zur 

Phase I können Leasingraten, AfA und 

endgültig frustrierte Aufwendungen – 

etwa bereits getätigte Vorleistungen von 

Reiseveranstaltern für stornierte Reisen - 

abgerechnet werden.  

AfA und Leasingraten können auch 

rückwirkend für den Betrachtungszeit-

raum für den Fixkostenzuschuss Phase I 

angesetzt werden. 

Anträge können bereits ab 16.9.2020 für 

die erste Tranche von 50% gestellt wer-

den. 

 

3. NPO-Zuschuss für Gemein-

nützige Vereine, Feuerweh-

ren, Kirchen 

 

Damit Nonprofit-Organisationen (NPO) 

ihre wichtigen, gesellschaftlichen Leistun-

gen auch weiterhin wahrnehmen können, 

steht ein steuerfreier, nicht rückzahlbaren 

NPO-Zuschuss bereit. Vergütet werden 

100% der Kosten zwischen 1.4. und 

30.9.2020 UND zusätzlich ein pauschaler 

„Struktursicherungsbeitrag“ von 7% 

der Einnahmen 2019. Übersteigt der so 

errechnete Zuschuss € 3.000, ist der Zu-

schuss mit dem Einnahmenausfall der 

Quartale 1-3/2020 gegenüber 2019 be-

grenzt. 
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Antragsberechtigte NPO: 

 Nonprofit-Organisationen (§§ 34-47 

BAO) vielfach in der Rechtsform von 

Vereinen aus allen Lebensbereichen: 

Sport, Freizeit, Soziales, Rettungs-

wesen, Bildung, Wissenschaft, Erzie-

hung, Klima-, Umwelt- und Tier-

schutz, Kunst, Kultur, Gesundheit, 

Pflege, Heimat- und Brauchtums-

pflege, Entwicklungszusammenar-

beit, Jugend, Senioren, Frauen, Er-

innerungsarbeit, Denkmalpflege 

uvm. 

 Freiwillige Feuerwehren, nach lan-

desgesetzlichen Vorschriften. 

 Gesetzlich anerkannte Kirchen, Re-

ligionsgemeinschaften und Einrich-

tungen, denen auf Grund religions-

rechtlicher Bestimmungen nach staatli-

chem 

Recht Rechtspersönlichkeit zukommt, 

 Beteiligungsorganisationen (Rechts-

träger, an denen die genannten Orga-

nisationen mittelbar oder unmittelbar 

zumindest zu mehr als 50% beteiligt 

sind, wenn diese durch ihre Tätigkeit 

die satzungsgemäßen Aufgaben der 

Organisationen sicherstellen). 

 

Voraussetzungen für die Antragstel-

lung: 

 Ein durch COVID-19 verursachter 

Einnahmenausfall, der die Aktivitäten 

der Organisation beeinträchtigt. Dabei 

gilt eine Schadensminderungs-

pflicht, das heißt, die Organisation 

muss zumutbare Maßnahmen gesetzt 

haben, um die durch die Förderung zu 

deckenden förderbaren Kosten zu redu-

zieren. 

 Sitz in Öster-

reich. Gründung/Errichtung der Or-

ganisation erfolgte spätestens am 

10.3.2020. Die Aktivitäten der Orga-

nisation werden in Österreich gesetzt, 

ausgenommen der Bereich der Entwick-

lungszusammenarbeit. 

 Wirtschaftlich gesund und inte-

ger: Die Organisation darf zum 10.3 

2020 nicht materiell insolvent gewesen 

sein. Über sie wurde in den letzten fünf 

Jahren vor der Antragstellung keine 

rechtskräftige Finanzstrafe oder Ver-

bandsgeldbuße verhängt. 

 

Art und Höhe des Zuschusses: 

Die Unterstützung erfolgt in Form ei-

nes steuerfreien, nicht rückzahlbaren 

Zuschusses unter der Voraussetzung, 

dass die Organisation alle Bestimmungen 

der Richtlinie erfüllt. Es besteht kein 

Rechtsanspruch auf die Gewährung der 

Förderung. 

Fixkostenzuschuss: Für die Berechnung 

der Förderung sind die förderbaren Kosten 

im Zeitraum vom 1.4.–30.9.2020 

maßgeblich, die zu 100% ersetzt werden. 

Folgende betriebsnotwendig Kosten sind 

förderbar: 

 Betriebsnotwendige Zahlungsver-

pflichtungen für Miete, Pacht, Versiche-

rungsprämien, Lizenzkosten; 

 Zinsaufwendungen für Kredite und 

Darlehen, Finanzierungskostenanteil für 

Leasingraten, wenn die zugrundelie-

genden Verträge vor dem 10.3.2020 

abgeschlossen wurden. 

 nicht das Personal betreffende be-

triebsnotwendige, vertragliche Ver-

pflichtungen (zB Buchhaltung, Lohnver-

rechnung, Jahresabschlusskosten). 

 Zahlungen für Wasser, Energie, 

Telekommunikation, Reinigung, Be-

triebskosten von Liegenschaften (Ab-

wasser- und Abfallentsorgung). 

 Wertverlust bei verderblicher oder 

saisonaler Ware. 

 unmittelbar durch COVID-19 an-

gefallene Mehrkosten im Zeitraum 

ab 10.3.–30.9.2020 zB für Schutzaus-

rüstung oder Desinfektionsmittel, je-

doch keine Personalkosten. 

 Frustrierte (verlorene) Auf-

wendungen, die nachweislich einer 

Veranstaltung zugerechnet werden 

können, die aufgrund von gesetzlich 

oder behördlich gesetzten Maßnahmen 
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im Zusammenhang mit der Corona-

Krise nicht stattfinden konnte, und vor 

dem 10.3.2020 angefallen sind. 

 Kosten für Behindertenarbeitsplät-

ze (wenn die Arbeitnehmer/innen nicht 

kündbar sind und nicht für die Kurzar-

beit angemeldet werden können). 

 Kosten für die erforderlichen Be-

stätigungen durch Steuerbera-

ter/Wirtschaftsprüfer. 

 

Nicht gefördert werden Kosten, die 

durch andere Förderungen oder Versi-

cherungsleistungen abgedeckt wurden 

oder werden. 

 

Struktursicherungsbeitrag: Zusätzlich 

zum Fixkostenzuschuss kann ein pauscha-

ler Struktursicherungsbeitrag in Höhe von 

7% der Einnahmen auf Basis des Jah-

resabschlusses 2019 (bzw einem 

Durchschnitt aus 2018/19) beantragt 

werden.  

 

 Der Struktursicherungsbeitrag soll pau-

schal jene Kosten abgelten, die nicht 

unter die förderbaren Kosten fallen, wie 

zB Instandhaltungs- oder Wartungskos-

ten oder auch Aufwandsentschädigun-

gen, maximal € 120.000. 

 

 Die Förderung ist mit dem Einnahmen-

ausfall in den ersten drei Quartalen des 

Jahres 2020 begrenzt (Quartalsver-

gleich 1-3/2019 mit 1-3/2020 bzw Ver-

gleich des Durchschnitts der ersten drei 

Quartale der Rechnungsabschlüsse 

2018 und 2019). Wenn die antragstel-

lende Organisation nach dem 1.1.2019 

gegründet wurde, müssen die Einnah-

men für die fehlenden Monate hochge-

rechnet oder geschätzt werden. 

 

Fördergrenzen und Abwicklung: 

 Die Förderung muss mindestens € 500 

und kann maximal € 2,4 Mio. pro Or-

ganisation (inkl verbundene Unterneh-

men) betragen. Die Berechnung des 

Einnahmenausfalls und die Begrenzung 

der Zuschusshöhe mit dem Einnah-

menausfall entfällt, sofern die bean-

tragten förderbaren Kosten € 3.000 

nicht überschreiten. 

 Mit der technischen Abwicklung der 

Förderung ist die Austria Wirt-

schaftsservice GmbH (aws) beauf-

tragt. 

 Vorgesehen ist, dass 50% der Förde-

rung innerhalb weniger Tage nach 

Antragstellung ausbezahlt werden. 

Die restlichen 50% werden nach Einrei-

chung der Abrechnung ausbezahlt. För-

derungen bis € 3.000 sollen innerhalb 

weniger Tage zu 100% ausbezahlt 

werden. 

 

4. Verlustrücktrag und Steuer-

erklärungen 2019 

 

Mit dem Konjunkturstärkungsgesetz 2020 

wurde die Möglichkeit geschaffen, nicht 

ausgleichsfähige negative betriebli-

che Einkünfte des Veranlagungszeit-

raumes 2020 bis maximal € 5 Mio, auf 

Antrag auf die Veranlagung 2019 und un-

ter bestimmten Umständen auf die Veran-

lagung 2018 rückzutragen und mit den 

positiven Einkünften dieser Jahre zu ver-

rechnen. 

 

In der derzeit zur Begutachtung vorlie-

genden Verordnung ist nunmehr vorgese-

hen, dass die voraussichtlichen Verlus-

te 2020 bei der Steuererklärung 2019 

durch Bildung eines besonderen Ab-

zugspostens (sogenannte COVID-19-

Rücklage) berücksichtigt werden kön-

nen. Der sorgfältig geschätzte und glaub-

haft gemachte voraussichtliche Verlust 

2020 kann dann bereits bis zu maximal 

60% der Einkünfte 2019 (max jedoch € 5 

Mio) bei der Veranlagung 2019 vorläufig 

berücksichtigt werden. Kann der Verlust 

2020 nicht geschätzt oder glaubhaft ge-

macht werden und wurden die Vorauszah-

lungen für 2020 bereits auf Null bzw auf 

die Mindestkörperschaftsteuer herabge-
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setzt, sollen bis zu 30% der Einkünfte 

2019 als vorläufiger Verlustrücktrag gel-

tend gemacht werden können. Für die 

Bildung einer COVID-19-Rücklage wird ein 

Antrag unter Verwendung eines amtlichen 

Formulars zu stellen sein.  

Wenn die Steuererklärungen 2019 nicht 

so schnell fertiggestellt werden können, 

soll alternativ die Möglichkeit geschaf-

fen werden, jetzt (!) noch die Voraus-

zahlungen für 2019 unter Berücksich-

tigung einer COVID-19-Rücklage her-

abzusetzen.  

Die Veröffentlichung der Verordnung ist 

abzuwarten. Wie werden Sie in der nächs-

ten Ausgabe im Detail dazu informieren.  

 

5. Änderung der Gastgewerbe-

pauschalierung 

 

Die vorgesehene Einschränkung, wonach 

die Pauschalierungsverordnung nur auf 

Betriebe mit mindestens zehn Sitzplät-

zen in geschlossenen Räumlichkeiten an-

gewendet werden sollte, ist in der Endfas-

sung der Novelle entfallen. Daher kann 

die geänderte Pauschalierungsverord-

nung nun von allen Gastronomiebe-

trieben (somit auch zB von Würstelstän-

den, etc), für die keine Buchführungs-

pflicht besteht und deren Vorjahresum-

satz € 400.000 nicht überschritten hat, 

in Anspruch genommen werden. Dies gilt 

für die Gewinnermittlung ab dem Jahr 

2020. 

 

 

6. Verlängerung der Konkurs-

antragspflicht bei Über-

schuldung 

 

Über die Änderungen im Insolvenzrecht 

aufgrund der COVID-19 Pandemie haben 

wir bereits berichtet. Die Aussetzung der 

Insolvenzantragspflicht bei Über-

schuldung war ursprünglich nur für den 

Zeitraum 1.3.2020 bis 30.6.2020 vorge-

sehen. Mit der am 3.7.2020 in Kraft getre-

tenen Novelle zu § 9 des 2. COVID-19-

Justiz-Begleitgesetzes wurde die Ausset-

zung der Insolvenzantragspflicht bei Über-

schuldung bis 31.10.2020 (rückwirkend) 

verlängert. 

 

 Nach dem 31.10.2020 hat ein über-

schuldeter Schuldner die Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens ohne schuld-

haftes Zögern, spätestens aber inner-

halb von 60 Tagen nach Ablauf des 

31.10.2020 oder 120 Tage nach Ein-

tritt der Überschuldung, je nach dem 

welcher Zeitraum später endet, zu be-

antragen. Die verlängerte Insolvenzan-

tragspflicht bei Überschuldung knüpft – 

im Gegensatz zur verlängerten Insol-

venzantragspflicht bei Zahlungsunfä-

higkeit – nicht an Ursachen an, die von 

der COVID-19-Pandemie verschuldet 

sein müssen. 

 Unberührt bleibt die Verpflichtung eines 

Schuldners, bei Eintritt der Zah-

lungsunfähigkeit die Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens innerhalb von 120 

Tagen zu beantragen, wenn die Zah-

lungsunfähigkeit durch die COVID-19-

Pandemie verursacht wurde. 

 

Mit dieser Verlängerung der Insol-

venzantragspflicht bei Überschuldung 

scheidet die Haftung für eine Insolvenz-

verschleppung nach Eintritt der Über-

schuldung bis 31.10.2020 aus, wenn der 

Antrag danach im Rahmen der Fristen 

gestellt wird. Ebenso entfällt die Haftung 

der Geschäftsführer nach § 25 Abs 3 Z 2 

GmbHG, weil diese Haftungsbestimmung 

an die Verpflichtung zur Stellung eines 

Insolvenzantrags anknüpft. Um einen 

Gleichklang mit dem GmbH-Recht zu er-

reichen, wurde ausdrücklich auch für Vor-

stände einer Aktiengesellschaft die an § 

84 Abs 3 Z 6 AktG anknüpfende Haftung 

bei Zahlungen nach Eintritt einer Über-

schuldung bis 31.10.2020 außer Kraft ge-

setzt. 
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Nicht abgeändert wurden durch die CO-

VID-19-Gesetze die Haftungsbestim-

mungen des § 9 Abs 1 BAO und des § 67 

Abs 10 ASVG für Geschäftsführer einer 

GmbH und Vorstände einer AG. Trotzdem 

ist das schuldhafte Verhalten die Voraus-

setzung der Geschäftsführer- und Vor-

standshaftung. Dieses wird bei gesetzlich 

verlängerter Insolvenzantragspflicht bei 

Überschuldung nicht vorliegen. Theore-

tisch strittig und zu Haftungen der Vertre-

tungsorgane führen könnten unrichtige 

Erklärungen über die voraussichtliche 

Nichtgefährdung der Einbringlichkeit 

einer gestundeten Abgabe in einem 

Stundungsantrags. Auch die Stundung 

von Beiträgen nach dem ASVG ist – ab-

seits von verordneten Betriebsschließun-

gen – nur aufgrund eines begründeten 

Antrags möglich. Auch in diesem Stun-

dungsantrag könnten unrichtige Erklärun-

gen enthalten sein. Ob derartige potenzi-

elle Haftungen nach Ende der COVID-19-

Pandemie von Finanzamt und/oder ÖGK 

tatsächlich in Anspruch zu nehmen ver-

sucht werden, kann aus heutiger Sicht 

nicht abgeschätzt werden. 

 

7. Höchstgerichtliche Ent-

scheidungen 

 

 VwGH: Keine Verlustausgleichsbe-

schränkung für Filmproduktionsge-

sellschaften: Der VwGH führt in sei-

nem Erkenntnis aus, das Verwalten un-

körperlicher Wirtschaftsgüter umfasse 

die auf Gewinn gerichtete Fruchtzie-

hung aus unkörperlichen Wirtschaftsgü-

tern. Der VwGH habe im Fall eines Er-

finders ausgesprochen, dessen Tätig-

keit bestehe nicht in der Verwaltung 

von unkörperlichen Wirtschaftsgütern, 

sondern im produktiven Einsatz seines 

Wissens. Der eigenschöpferisch tätige 

Erfinder verwalte nicht Wissen, sondern 

erzeuge neues Wissen (vgl VwGH 

3.9.2019, Ra 2018/15/0085). In glei-

cher Weise bestehe bei einem Filmpro-

duzenten der Schwerpunkt der Tätig-

keit ebenfalls im produktiven Einsatz 

seiner Fähigkeiten und nicht in der 

Verwaltung dieser Fähigkeiten. Der 

Filmproduzent schaffe Neues. Dass 

aber die Einnahmen nicht aus der Her-

stellung des Films, sondern aus dessen 

Vermarktung resultierten, sei keine Be-

sonderheit der Gesellschaft oder der 

Art der vorliegenden Tätigkeit, sondern 

sei bei jedem in einer Marktwirtschaft 

tätigen Unternehmen der Fall. Der 

Schwerpunkt der Tätigkeit der Gesell-

schaft liege nicht darin, aus selbst her-

gestellten oder gar von Dritten erwor-

benen Filmrechten Früchte zu ziehen, 

sondern darin, Filmrechte durch Her-

stellung eines Filmes zu generieren. 

Damit kommt das Verlustausgleichs-

verbot gem § 2 Abs 2a EStG nicht zur 

Anwendung.  

 

 VfGH: Verfahrenshilfe nach § 292 

Abs 1 BAO kann verfassungskon-

form interpretiert werden: In ver-

fassungskonformer Auslegung schließt 

§ 292 Abs 1 BAO die Gewährung von 

Verfahrenshilfe im Einzelfall nicht schon 

deshalb aus, weil objektiv keine kom-

plexe, besonders schwierige Frage 

rechtlicher Art vorliegt. In verfassungs-

konformer Auslegung können zum ei-

nen auch besondere Schwierigkeiten 

bei der Ermittlung des Sachverhalts, al-

so Fragen tatsächlicher Natur, einen 

Anspruch auf Verfahrenshilfe begrün-

den, zumal Tatsachenfragen regelmä-

ßig in Rechtsfragen münden; und zum 

anderen sind stets auch die Fähigkeiten 

des betroffenen Antragstellers zu be-

rücksichtigen, sein Anliegen wirksam zu 

vertreten. 

 

 VwGH: Nachsicht nach § 236 BAO 

steht auch bei objektiv falschen 

Bescheiden nicht zu: Nach dem 

VwGH liegt entgegen dem BFG keine 

Unbilligkeit der Abgabeneinhebung vor, 

wenn die behauptete Unbilligkeit in 

http://www.essl-stb.at/


7 
 

www.essl-stb.at                     

 

Umständen liegt, die die Festsetzung 

der Abgabe als rechtswidrig erscheinen 

lässt. Im Nachsichtsverfahren könne 

keine Einwände nachgeholt werden, die 

im Festsetzungsverfahren geltend zu 

machen gewesen wären. 

 

 BFG: Steuerliche Behandlung von 

Sozialplanzahlungen in Form von 

freiwilligen Abfertigungen  

Das Bundesfinanzgericht hat entschie-

den, dass das Betriebsausgabenab-

zugsverbot für Golden Handshakes 

auch für freiwillige Abfertigungen, die 

im Rahmen von Sozialplänen gewährt 

werden, gilt. Weiters ist dieses Abzugs-

verbot auch auf freiwillige Abfertigun-

gen an Dienstnehmer, die der Abferti-

gung „neu“ unterliegen, anzuwenden. 

Gegen diese Entscheidung wurde Revi-

sion beim VwGH eingebracht.  

 

8. Neues in Kurzform 

 

 Umsatzsteuerbefreiung für Atem-

schutzmasken ist ausgelaufen 

Die Senkung des Umsatzsteuersatzes 

auf 0% für die Lieferungen von Atem-

schutzmasken war für den Zeitraum 

13.4.2020 bis 31.7.2020 begrenzt. Ab 

1. August 2020 gilt daher wieder der 

Normalsteuersatz von 20%. 

 

 BMF-Info zum 5%-igen Umsatz-

steuersatz 

Das BMF hat in einem Schreiben an die 

KWS zu ergänzenden Fragen iZm der 

Senkung des Umsatzsteuersatzes 

in der Gastronomie Stellung genom-

men. Klargestellt wurde hier, dass der 

pauschale Vorsteuerabzug für die pau-

schalen Tages- und Nächtigungsgelder 

weiterhin mit 10% vorgenommen wer-

den kann.  

 

 Berechnung der Entschädigung 

aufgrund des Epidemiegesetzes 

In den Anfängen der Corona Epidemie 

kam es teilweise zu kurzzeitigen Be-

triebsschließungen, die sich noch auf 

das Epidemiegesetz 1950 stützten. 

Nunmehr wurde eine Verordnung her-

ausgegeben, wie der Schadenersatz 

für den Verdienstentgang für derar-

tige Schließungen zu berechnen ist. 

Maßgebend ist hier das Ergebnis vor 

Zinsen, Steuern und Abschreibungen 

(EBITDA). 

 

 Verlängerung der Kurzarbeit Phase 

2 bis 30.9.2020 

Für den Fall, dass ein Unternehmen den 

Kurzarbeitszeitraum von 6 Monaten vor 

Beginn der Kurzarbeitsphase 3 (ab 

1.10.2020) ausgeschöpft hat und wei-

ter Kurzarbeit benötigt, wurde zur 

Überbrückung des Zeitraums bis 

30.9.2020 die Möglichkeit geschaffen, 

den Kurzarbeitszeitraum im Wege eines 

Änderungsbegehren auszudehnen. 

 

 Neue Phase 3 der Kurzarbeit ab 

1.10.2020 

Ab 1.10.2020 soll die Corona-

Kurzarbeit um weitere 6 Monate bis 

31.3.2021 verlängert werden. Ar-

beitnehmer erhalten weiterhin 80, 85 

oder 90% des Nettolohns vor Kurzar-

beit. Lohnerhöhungen wie beispielswei-

se KV-Erhöhungen und Biennalsprünge 

werden bei der Vergütung der Kurzar-

beit berücksichtigt. Die Arbeitszeit kann 

bis auf 30% reduziert werden und 

kann maximal 80% betragen. Der 

Durchrechnungszeitraum beträgt sechs 

Monate. In Sonderfällen (zB Stadthotel-

lerie) kann die Arbeitszeit von 30% un-

terschritten werden. Die Behaltepflicht 

nach Kurzarbeit beträgt weiterhin ein 

Monat. Für Mitarbeiter in Kurzarbeit soll 

es eine Verpflichtung zur Weiterbil-

dungsbereitschaft während der kurzar-

beitsbedingten Ausfallzeit geben, wenn 

vom Unternehmen eine Weiterbildung 

angeboten wird. 
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 Stundung und Ratenzahlung bei 

der ÖGK 

Das Ende Mai 2020 im Nationalrat be-

schlossene Stundungspaket für Dienst-

geber ist nach einem Beharrungsbe-

schluss des Parlaments wegen der feh-

lenden Zustimmung im Bundesrat 

nunmehr rückwirkend mit 1. Juni 2020 

in Kraft getreten. Für Beitragszeit-

räume Mai bis Dezember 2020 kön-

nen bei coronabedingten Zahlungs-

schwierigkeiten Stundungen für ma-

ximal drei Monate und Ratenzah-

lungen bis längstens Dezember 

2021 beantragt werden. Dabei fallen 

Verzugszinsen an. Die Beiträge für 

Februar bis April 2020 sind bis spä-

testens 15.1.2021 verzugszinsen-

frei zu bezahlen und können danach 

ebenfalls in Raten entrichtet werden. 

Ausgenommen von diesen Erleichte-

rungen sind die Beiträge für Mitarbeiter 

in Kurzarbeit, Risikofreistellung oder 

Absonderung.  In diesen Fällen hat die 

Zahlung bis zum 15. des auf die Beihil-

fenauszahlung zweitfolgenden Monats 

zu erfolgen. 

 

 Befreiung von Lohnnebenkosten für 

COVID-19-Prämien 

Der Nationalrat hat am 9.7.2020 zu-

sätzlich eine Befreiung der COVID-19-

Prämien vom Dienstgeberbeitrag und 

der Kommunalsteuer beschlossen. Al-

lerdings ist die Bestätigung durch den 

Bundesrat derzeit noch offen. Die finale 

Gesetzwerdung wird sich – aufgrund 

von Unstimmigkeiten zu gleichzeitig 

geplanten Änderungen im Epidemiege-

setz – verzögern. Da keine Inkrafttre-

tensbestimmung für die Befreiung vor-

gesehen ist, wird sie erst nach Verlaut-

barung im Bundesgesetzblatt wirksam. 

 

 Antrag für 2.Tranche Fixkostenzu-

schuss seit 19.8.2020 möglich 

Die zweite Tranche umfasst zusätzlich 

höchstens 25%, somit insgesamt 

höchstens 75% des voraussichtlichen 

Fixkostenzuschusses. Liegen die quali-

fizierten Daten aus dem Rechnungs-

wesen bereits bei Beantragung der 

zweiten Tranche vor, kann der ge-

samte Fixkostenzuschuss bereits 

mit dieser Tranche beantragt wer-

den. In den Auszahlungsersuchen für 

die zweite und dritte Tranche ist die 

Höhe der Umsatzausfälle und Fixkosten 

in jedem Fall durch einen Steuerbera-

ter, Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuch-

halter zu bestätigen, auch wenn der 

beantragte Gesamtzuschuss die Höhe 

von € 12.000 nicht übersteigt. 

 

 Erhöhte Familienbeihilfe im Sep-

tember 2020 

Die Familienbeihilfe erhöht sich für den 

September 2020 um eine Einmalzah-

lung von € 360 für jedes Kind. Die in-

dexierten Beträge für Kinder, die sich in 

einem anderen EU-/EWR-Staat oder in 

der Schweiz aufhalten, wurden mit 

Verordnung BGBl II 366/2020 vom 

19.8.2020 veröffentlicht. 

 

 

9. Aktuelle Termine  

 

Erfreulicherweise kommt es aufgrund der 

COVID-19-Bestimmungen zu zahlreichen 

Erleichterungen und gesetzlichen Fristver-

längerungen. Um einen besseren Über-

blick zu haben, empfiehlt sich auf jeden 

Fall, einen Blick auf die mit Ende des 

3.Quartals anstehenden Termine und Fall-

fristen zu werfen. 

 

Termin 1.September 2020 

Ab 1.September 2020 bis einschließlich 

28.Februar 2021 ist eine Antragstellung 

auf die Investitionsprämie beim aws 

möglich. Rechtzeitig vor Beginn der An-

tragsfrist wurde seitens des  BMDW klar-

gestellt, dass im Bedarfsfall die Mittel von 

€ 1 Mrd aufgestockt werden. 
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Termin 30.September 2020 

 Bestätigung für spendenbegünstig-

te Vereine 

Der Verbleib in der vom BMF geführ-

ten Liste der spendenbegünstigten 

Einrichtungen ist an die Bestätigung 

eines Wirtschaftsprüfers geknüpft, die 

binnen 9 Monaten nach dem Ab-

schlussstichtag jährlich dem Finanzamt 

Wien 1/23 vorzulegen ist, worin der 

Wirtschaftsprüfer nach Durchführung 

einer Prüfung des Rechnungs- oder 

Jahresabschlusses das Vorliegen der 

einkommensteuerlichen Voraussetzun-

gen bestätigt. Diese Frist bleibt un-

verändert. 

 

 Einreichung des Jahresabschlusses 

beim Firmenbuch 

Bisher waren die Jahresabschlüsse 

von Kapitalgesellschaften, verdeckten 

Kapitalgesellschaften, Zweigniederlas-

sungen ausländischer Kapitalgesell-

schaften und bestimmten Genossen-

schaften binnen neun Monaten ab 

dem Bilanzstichtag beim Firmenbuch 

elektronisch einzureichen und offen-

zulegen. Aufgrund der COVID-19-

Gesetze, mit denen Erleichterungen 

für Unternehmer zur Einhaltung ihrer 

unternehmens- und gesellschafts-

rechtlichen Fristen geregelt wurden, 

kommt es zu Verschiebungen um bis 

zu vier Monaten, und zwar für Jahres-

abschlüsse, bei denen die 5-

Monatsfrist für die Aufstellung am 16. 

März 2020 noch nicht abgelaufen war 

(somit faktisch für Jahresabschlüsse 

mit Bilanzstichtagen ab 31.10.2019) 

bzw der Bilanzstichtage vor dem 1. 

August 2020 liegen. 

- Die Aufstellung des Jahresab-

schlusses zum 31.12.2019 kann 

daher – theoretisch nur bei 

coronabedingter Verhinderung, de 

facto wohl generell – sanktionslos 

bis zum 30.9.2020 (statt bis 

30.5.) erfolgen. 

- Die Feststellung des Jahresab-

schlusses zum 31.12.2019 und 

andere jährlich zu fassende Be-

schlüsse (zB Entlastung, Gewinn-

verwendung) können fristenwah-

rend bis 31.12.2020 (statt bis 

31.8.) erfolgen. 

- Die Einreichung des Jahresab-

schlusses zum 31.12.2019 samt 

anderer offenzulegender Unterla-

gen beim Firmenbuch ist bis 

31.12.2020 (statt bis 30.9.) 

sanktionslos möglich. 

Vergessen Sie nicht, dass innerhalb 

dieser Frist mittelgroße und große 

GmbHs bzw AGs auch den Beschluss 

über die Verwendung des Ergebnisses 

einreichen müssen.  

 

Übersicht der Fristverlängerung für 

Einreichung der Jahresabschlüsse mit 

Bilanzstichtag bis 31.7.2020: 

 

 Rückwirkende Umgründungsvor-

gänge 

Um in den Genuss des Umgründungs-

steuerrechts zu kommen, sind rückwir-

kende Umgründungen zum Stichtag 

31.12.2019 bis spätestens 30.9.2020 

beim Firmenbuch bzw beim zuständi-

gen Finanzamt anzumelden. 

 

 Letzte Möglichkeit der (elektroni-

schen) Antragstellung auf Vorsteu-

ererstattung von in anderen EU-

Ländern angefallenen Vorsteuern 

Der Erstattungszeitraum umfasst min-

destens drei Monate und maximal ein 

Kalenderjahr. Zu beachten sind die 

Mindesterstattungsbeträge (€ 50 im 

Kalenderjahr, € 400 im Quartal). Dabei 

gilt es auf die lokal unterschiedlichen 

Bestimmungen den Vorsteuerabzug be-

treffend zu achten. Häufig sind Verpfle-

gungskosten, Bewirtungsaufwand, Ho-

telkosten und PKW-Aufwendungen 

nicht vorsteuerabzugsfähig und daher 

auch nicht erstattungsfähig. 
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 Aufrollung Lohnverrechnung zur 

Berücksichtigung des 20%igen 

Eingangssteuersatzes 

Mit dem Konjunkturstärkungsgesetz 

2020 wurde – wie bereits berichtet - 

der Eingangssteuersatz in der Lohn– 

und Einkommensteuer für Einkom-

mensteile über € 11.000 bis € 18.000 

rückwirkend ab 1.1.2020 von 25% 

auf 20% gesenkt. Der Dienstgeber 

muss für seine Dienstnehmer die Auf-

rollung der Gehaltsverrechnung bis 

spätestens 30.9.2020 durchführen, so-

fern die technischen und organisatori-

schen Möglichkeiten dazu vorliegen.  

 

Termin 1.Oktober 2020 – An-

spruchsverzinsung für Steuernach-

zahlungen 2019 beginnt zu laufen 

 

Bekanntlich kommt es ab 1.Oktober für 

Nachzahlungen bzw Gutschriften aus der 

Einkommen- und Körperschaftsteuer des 

vorigen Kalenderjahres, also der Veranla-

gung 2019 zur Verrechnung von An-

spruchszinsen iHv 1,38% pa. Wird eine 

Nachzahlung erwartet, kann zur Vermei-

dung eine freiwillige Anzahlung in Höhe 

der zu erwartenden Steuernachzahlung 

getätigt werden.  

Beachten Sie, dass im Rahmen der CO-

VID-19-Gesetzgebung zwar die An-

spruchsverzinsung für die Veranlagung 

des Jahres 2020 außer Kraft gesetzt 

wurde, aber nicht für das Jahr 2019. 

Wenn Sie daher mit einer Nachzahlung für 

das Jahr 2019 rechnen, haben Sie die 

Möglichkeit – wie oben unter Pkt. 2 ausge-

führt – den Antrag auf Berücksichtigung 

einer COVID-19-Rücklage zu stellen. Führt 

dies dennoch zu einer Nachzahlung oder 

Sie zählen zu den Glücklichen, die für 

2020 gar keinen Verlust erleiden, sollten 

Sie danach trachten, die Steuererklärun-

gen 2019 so schnell wie möglich einzu-

reichen und auf eine rasche Veranlagung 

drängen.  

Denn für Steuernachzahlungen auf Grund 

der Veranlagung 2019 können Sie dann 

eine zinsenfreie Stundung bis 15.1.2021 

beantragen. Danach erfolgt eine stufen-

weise Anhebung der Stundungszinsen von 

2% über dem Basiszinssatz für die Zeit 

vom 16.1.2021 bis 28.2.2021 um jeweils 

weitere 0,5% alle zwei Monate, sodass ab 

1.11.2021 wieder 4,5% über dem Basis-

zinssatz zur Vorschreibung kommen. Der 

Basiszinssatz beträgt derzeit minus 

0,62%.  
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